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Die »Blockupy«-Aktionstage im Mai 

Inhaltlich blockiert
Von Peter Nowak

Wie im vergangenen Jahr soll es auch im kommenden Mai »Blockupy«-Aktionstage in
Frankfurt am Main geben. Ob diese Form des Protests allerdings sinnvoll ist, scheint
fragwürdig.

Die linken Krisenprotestler von »Blockupy« wollen es noch einmal wissen und haben für den 31.
Mai und den 1. Juni erneut Aktionstage in Frankfurt am Main angekündigt. Mitte Februar haben
dort rund 200 Aktivisten aus der gesamten Republik die Grundzüge der Protestchoreographie
vorgestellt.
Das Konzept aus Blockaden, Camps und einer Großdemonstration zum Abschluss erinnert stark
an die ersten »Blockupy«-Tage, die im vorigen Jahr Mitte Mai ebenfalls in Frankfurt stattfanden.
Damals wurden alle Blockadeversuche von der Polizei unterbunden. Trotzdem sei es als Erfolg
zu bezeichnen, dass die Polizei den Demonstranten gleichsam das Blockieren abgenommen
habe, meinte ein Aktivist anlässlich der Gründung der Berliner »Blockupy«-Plattform, einem
lokalen Vorbereitungskreis für die Proteste. Dabei wird jedoch übersehen, dass die Polizei die
Proteste blockierte, während die Geschäftstransaktionen, die das eigentliche Ziel der
Protestierenden waren, weiterliefen. Zudem hat die Repression verdeckt, dass die Zahl der
Aktivisten zu gering gewesen wäre, um effektiv zu blockieren. Erst bei der anschließenden
Großdemonstration waren tatsächlich Menschenmassen auf der Straße. Von bis zu 20 000
Demonstrierenden war hinterher die Rede.

Ob das »Blockupy«-Remake durch die bloße Wiederholung an Attraktivität gewinnt, ist offen.
Auch wenn seit der Zusammenarbeit mit dem kommunistischen »Ums Ganze«-Bündnis eine
Öffnung nach links erfolgte, bewegt sich ein Großteil der Gruppen doch eher auf dem Niveau der
Globalisierungskritiker von Attac, die ebenfalls beteiligt sind. »Wir werden uns nach Kräften
bemühen, den Protest noch größer, bunter und lauter auf die Straßen in Frankfurt zu tragen«,
hieß es in einer Pressemeldung nach dem bundesweiten Treffen in Frankfurt. Werner Rätz,
Mitglied des Koordinierungskreises von Attac, betonte, dass die Aktionen »Elemente des zivilen
Ungehorsams« enthalten sollen. Zudem sieht er bei den Frankfurter Behörden Anzeichen, dass
die rigide Verbotspolitik des vergangenen Jahres nicht wiederholt werde. Schließlich habe es
auch erste Gerichtsurteile gegeben, die einige der Polizeimaßnahmen für rechtswidrig erklärten.
Es dürfte sich mittlerweile auch bei den Sicherheitsexperten herumgesprochen haben, dass es
sich hier nicht um Radikale handelt, die die Frankfurter Innenstadt verwüsten wollen. Doch auch
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mit der inhaltlichen Schärfe ist es bei den Blockupy-Aktivisten nicht besonders weit her. So
werden als eine Art Warm-up »kreative Aktionen« anlässlich des EU-Gipfels am 13. März in
Berlin vorbereitet. In der entsprechenden Arbeitsgruppe beim Berliner Vorbereitungstreffen
stehen vor allem symbolische, pressefotokompatible Aktionen in der Nähe des
Reichstagsgebäudes zur Diskussion. Ein Vorschlag, stattdessen eine Aktion vor dem Sitz der
Bild-Zeitung durchzuführen, um gegen deren Hetze gegen Arbeitslose und griechische
Lohnabhängige zu protestieren, fand dagegen keinen Anklang.

Auch in der Arbeitsgruppe, die Aktionstage in Frankfurt vorbereitet, wirkt die Stimmung wenig
umstürzlerisch. Eine der Anwesenden will der Veranstaltung durch den Einsatz von Stiften und
Kärtchen das »sozialistische Flair« nehmen, wie sie es nennt. Die Kritik von Justin Monday, der in
der Zeitschrift Phase 2 die Verbindung linker Antikrisengruppen mit der in Deutschland politisch
diffusen »Occupy«-Bewegung als inhaltlichen Rückschritt bezeichnete, scheint sich hier in der
Praxis zu bestätigen.
Zudem wird mit der erneuten Konzentration auf ein Großereignis in der Bankenmetropole
Frankfurt ignoriert, dass die realen Krisenerfahrungen vieler, die von Hartz IV oder Niedriglohn
leben, mit dem Geschehen im Bankensektor wenig zu tun haben. Proteste gegen
Zwangsumzüge, Aktionen vor und in Jobcentern oder Streiks im Niedriglohnsektor wären weit
näher an der Alltagserfahrung vieler Menschen. Darum werden sich aber wohl andere kümmern
müssen.
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